BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 01. Marz 2018, VR 23/17

Organschaft und Margenbesteuerung

ECLI:DE:BFH:2018:U.010318.VR23.17.0

BFH V. Senat

UStG § 2 Abs 2 Nr 2, UStG & 25 Abs 2, EWGRL 388/77 Art 26 Abs 2, UStG & 2 Abs 2 Nr 2, UStG § 25 Abs 2, UStG VZ 2005

vorgehend Hessisches Finanzgericht , 26. April 2017, Az: 6 K 1668/14
Leitsatze

Die organschaftliche Zusammenfassung nach & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG bewirkt bei Anwendung des & 25 UStG, dass es sich
nur bei den von Organgesellschaften mit eigenen Betriebsmitteln erbrachten Leistungen um Eigenleistungen handelt,
wahrend die durch Organgesellschaften von Dritten bezogenen Leistungen Reisevorleistungen sind, die in die
Margenbesteuerung einzubeziehen sind.

Tenor

Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 27. April 2017 6 K 1668/14 wird als
unbegrundet zurtickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) war gemafR & 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG)
Organtrager mehrerer Organgesellschaften. Zu diesen gehorten die A-GmbH und die Z-GmbH. Die A-GmbH
erbrachte in den Streitjahren 2003 bis 2005 Reiseleistungen, auf die die Kldagerin die Margenbesteuerung nach § 25
UStG anwendete. Dabei handelte es sich insbesondere um Reiseleistungen mit Flugbeférderungen zu auslandischen
Zielorten.

2 Die Flugbeforderungen erwarb die A-GmbH zivilrechtlich von der Z-GmbH. Diese fiuhrte die Flugbeforderungen aus
dem In- in das Ausland und zurlck (Auslandsfliige) mit eigenen Personal- und Sachmitteln aus, schaltete aber in die
Erbringung der inlandischen Transfer- und Zubringerflige (Inlandsfliige) andere Luftfahrtunternehmen ein.

3 Die Klagerin ging davon aus, dass bei der Margenbesteuerung die gesamte Flugbefdrderung nicht zu
beruicksichtigen sei, da es sich insgesamt um Eigenleistungen des Organkreises gehandelt habe.

4 Im Anschluss an eine Aufienprifung war der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) demgegeniber
der Auffassung, dass es sich bei den von der Z-GmbH zugekauften Transfer- und Zubringerfligen um
Reisevorleistungen gehandelt habe. Dies fiihrte zu einer Minderung der von der Klagerin erklarten Eigenleistungen
und zu einer Erhohung der steuerpflichtigen Marge. Das FA anderte die Steuerfestsetzungen fir die Streitjahre
entsprechend.

5  Einspruch und Klage zum Finanzgericht (FG) hatten keinen Erfolg. Nach dem Urteil des FG bleiben unter Beachtung
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europaischen Union und des Bundesfinanzhofs (BFH) nur die von der
Klagerin und ihren Organgesellschaften mit eigenen Personal- und Sachmitteln ausgefiihrten Leistungen als
Eigenleistungen bei der Margenbesteuerung unberlicksichtigt. Dabei komme es nicht auf die zivilrechtlichen
Rechtsbeziehungen an. Daher ldgen auch insoweit Reisevorleistungen vor, als der Organkreis Transfer- und
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Zubringerflige von Dritten erworben habe. Diese Dritten hatten gegenuber der Z-GmbH und damit gegeniiber dem
Organkreis auch nicht lediglich Flugtransportkapazitaten bereitgestellt, sondern Flugbeforderungsleistungen
erbracht.

6  Hiergegen wendet sich die Klagerin mit ihrer Revision. Sie sei als Organtragerin nicht der Reiseveranstalter. Die A-
GmbH sei in den Streitjahren gegentber den Reisenden im eigenen Namen aufgetreten. Die Organschaft fuhre nicht
zu einer Umqualifizierung der Leistungsbeziehungen, sondern beschranke sich auf eine Anderung der
Steuerschuldnerschaft hinsichtlich der von der Organgesellschaft erbrachten Leistungen. Es liege auch keine
Unternehmenseinheit vor. Die Auffassung des FG verstofie gegen die Wettbewerbsneutralitat. Zudem seien die
inlandischen Transfer- und Zubringerflige keine selbstandigen Reisevorleistungen. Insoweit lagen Neben- zu
Hauptleistungen vor. Schlielich sei insoweit auch & 26 Abs. 3 UStG anwendbar.

7  Die Klagerin beantragt,
das Urteil des FG aufzuheben und die Umsatzsteuerbescheide 2003 bis 2005 vom 7. Dezember 2011 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 24. Juli 2014 dahingehend zu andern, dass die Umsatzsteuer 2003 um 126.410,14 €,
die Umsatzsteuer 2004 um 138.988,63 € und die Umsatzsteuer 2005 um 148.387,75 € niedriger festgesetzt wird.

8  Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

9  Die Organschaft bewirke eine Zusammenfassung zu einem Unternehmen. Umsatzsteuerrechtlich habe daher die
Klagerin, nicht aber die A-GmbH die Reiseleistungen erbracht. Die inlandischen Transfer- und Zubringerfllige seien
Reisevorleistungen. Die von der Z-GmbH beauftragten Luftverkehrsunternehmen hatten
Personenbefdrderungsleistungen erbracht.

Entscheidungsgrunde

10 Die Revision der Klagerin ist unbegrindet und daher zuriickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung
--FGO--). Wie das FG zutreffend entschieden hat, war die Klagerin bei der Margenbesteuerung nach § 25 UStG nicht
berechtigt, als Reisevorleistungen die Flugbeforderungsleistungen aufier Betracht zu lassen, die ihre
Organgesellschaft bei den Inlandsfliigen von Dritten bezogen hat.

11 1.8 25 Abs. 3 UStG ordnet zur Margenbesteuerung an, dass sich die sonstige Leistung bemisst nach dem
Unterschied zwischen dem Betrag, den der Leistungsempfanger aufwendet, um die Leistung zu erhalten, und dem
Betrag, den der Unternehmer fiir die Reisevorleistungen aufwendet. Die Umsatzsteuer gehort nicht zur
Bemessungsgrundlage. Der Unternehmer kann die Bemessungsgrundlage statt fir jede einzelne Leistung entweder
fur Gruppen von Leistungen oder fur die gesamten innerhalb des Besteuerungszeitraums erbrachten Leistungen
ermitteln.

12 Unionsrechtliche Grundlage war hierflr in den Streitjahren Art. 26 Abs. 2 Satz 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die
Umsatzsteuern (Richtlinie 77/388/EWG). Als Besteuerungsgrundlage und als Preis ohne Steuer i.S. des Art. 22 Abs. 3
Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG galt danach die Marge des Reiseburos, das heifdt die Differenz zwischen dem
vom Reisenden zu zahlenden Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer und den tatsachlichen Kosten, die dem Reiseburo
durch die Inanspruchnahme von Lieferungen und Dienstleistungen anderer Steuerpflichtiger entstehen, soweit
diese Umsatze dem Reisenden unmittelbar zugutekommen.

13 2. Danach hat die Klagerin in die Margenbesteuerung auch die Leistungen einzubeziehen, die ihre
Organgesellschaften von Dritten bezogen haben. Durch die Weitergabe dieser Leistungen als innerorganschaftlicher
Innenumsatz werden diese Fremdleistungsbeziige nicht zu Eigenleistungen im Rahmen der Margenbesteuerung.

14 a) Die Organschaft beeinflusst die umsatzsteuerrechtliche Einordnung von Leistungen und ist auch bei § 25 UStG zu
beachten.

15 aa) Nach & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wird eine gewerbliche oder berufliche Tatigkeit nicht selbstandig ausgelbt, wenn
eine juristische Person nach dem Gesamtbild der tatsachlichen Verhaltnisse finanziell, wirtschaftlich und
organisatorisch in das Unternehmen des Organtragers eingegliedert ist. Unionsrechtlich beruhte dies in den
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Streitjahren auf Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG. Danach steht es jedem Mitgliedstaat frei, im
Inland ansassige Personen, die zwar rechtlich unabhangig, aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und
organisatorische Beziehungen eng miteinander verbunden sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen zu
behandeln. Das Bestehen der Organschaft dem Grunde nach ist vorliegend zwischen den Beteiligten unstreitig.

bb) Die durch & 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG angeordnete Unselbstandigkeit der Organgesellschaft fuhrt dazu, dass deren
Tatigkeit dem Organtrager zuzurechnen ist. Bestatigt wird dies durch § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satze 2 und 3 UStG. Danach
beschranken sich die Wirkungen der Organschaft auf Innenleistungen zwischen den im Inland gelegenen
Unternehmensteilen des Organkreises, die als ein Unternehmen zu behandeln sind. Auch wenn & 2 Abs. 2 Nr. 2

Satz 2 UStG Innenleistungen ausdrucklich benennt, folgt daraus nicht, dass die Organschaft im Verhaltnis zu Dritten
ohne Bedeutung ist. Denn der in § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 UStG ebenso ausdriicklich angeordneten Behandlung der
inlandischen Unternehmensteile kommt nach standiger Rechtsprechung des BFH Vorrang zu (BFH-Urteil vom

29. Oktober 2008 XI R 74/07, BFHE 223, 498, BStBL 1l 2009, 256, unter 11.2.d).

Die Organschaft bewirkt zudem nicht nur eine Zurechnung von Umsatzen, sondern beeinflusst auch die Hohe der
fur den Organtrager entstehenden Steuer. So kommt es z.B. fur den Vorsteuerabzug des Organtragers auf die
Verhaltnisse des gesamten Organkreises an. Bezieht der Organtrager eine Leistung, die er an eine Organgesellschaft
weitergibt, bestimmt sich der Vorsteuerabzug nach der Verwendung der Leistung bei der Organgesellschaft.
Daruber hinaus beeinflusst die Behandlung als ein Unternehmen auch die steuerrechtliche Qualifikation der durch
den Organkreis erbrachten Umsatze. Liefert der Organtrager z.B. ein Grundstuick, das durch die Organgesellschaft
bebaut wird, fuhrt die Behandlung als ein Unternehmen zu einer einheitlichen Leistung (BFH-Urteil in BFHE 223,
498, BStBL Il 2009, 256, unter 11.2.d). Ebenso kommt es bei der Ubertragung eines an eine Organgesellschaft
vermieteten Grundstucks auf den Organtrager nicht zu einer Geschaftsveraufierung, da der Organtrager
umsatzsteuerrechtlich keine Vermietungstatigkeit fortsetzt, sondern das Grundstuck im Rahmen seines
Unternehmens selbst nutzt (BFH-Urteile vom 6. Mai 2010 V R 26/09, BFHE 230, 256, BStBL Il 2010, 1114, Leitsatz 3,
und vom 10. August 2017 V R 64/16, BFHE 259, 166, unter 11.2.b). Auch im Anwendungsbereich von & 24 UStG fihrt
die organschaftliche Zusammenfassung von Organtrager und Organgesellschaft dazu, dass Umsatze im Sinne dieser
Vorschrift selbst dann vorliegen, wenn die landwirtschaftliche Erzeugertatigkeit und die Lieferung der so erzeugten
Gegenstande durch unterschiedliche Unternehmen des Organkreises ausgefuhrt werden (BFH-Urteil in BFHE 259,
166, unter I1.2.c).

b) Dementsprechend bewirkt die organschaftliche Zusammenfassung im Streitfall entgegen der Auffassung der
Klagerin bei Anwendung des & 25 UStG, dass es sich nur bei den von Organgesellschaften mit eigenen
Betriebsmitteln erbrachten Leistungen um Eigenleistungen handelt, wahrend es sich bei den durch
Organgesellschaften von Dritten bezogenen Leistungen um Reisevorleistungen handelt, die in die
Margenbesteuerung einzubeziehen sind. Durch die innerorganschaftliche Weitergabe dieser Fremdleistungen
kommt es nicht zu einer Umqualifizierung von Reisevorleistung in Eigenleistung. Dies gilt auch fir die
Fremdleistungen, die die Z-GmbH von Dritten bezogen und innerorganschaftlich an die A-GmbH weitergegeben hat.

Ware demgegeniber die Auffassung der Klagerin zutreffend, musste sie in die Margenermittlung bei zivilrechtlicher
Betrachtungsweise auch die von der Z-GmbH innerorganschaftlich "eingekaufte” Flugbeforderung einbeziehen,
soweit keine Steuerfreiheit nach § 25 Abs. 2 UStG besteht.

3. Bei den von Dritten bezogenen Zubringerfliigen handelte es sich auch auf der Grundlage der fir den
erkennenden Senat bindenden Feststellungen des FG (&8 118 Abs. 2 FGO) um personenbezogene Reisevorleistungen,
die der Erbringung einer einheitlichen Gesamtleistung vom ersten inlandischen Abflugort bis zum auslandischen
Zielort und zuriick dienten. Auf die Uberlegungen der Kldgerin zu sog. Gestellungsvertragen (Gestellung von
Flugkapazitat) kommt es dabei nicht an.

Daruber hinaus ist das FG im Hinblick auf die durch & 25 Abs. 1 Satz 3 UStG angeordnete Einheitlichkeit der
Leistung auch zutreffend davon ausgegangen, dass der Auslandsflug nicht als Hauptleistung anzusehen ist, zu der
der Inlandsflug als Nebenleistung hinzutritt. Unionsrechtlich ergibt sich dies aus Art. 26 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie
77/388/EWG. Entgegen der Auffassung der Klagerin kommt es im Hinblick auf die ausdrickliche Anordnung in & 25
Abs. 1 Satz 3 UStG und Art. 26 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 77/388/EWG auf weitergehende Uberlegungen zu Haupt-
und Nebenleistung nicht an. Zudem berucksichtigt die Klagerin nicht hinreichend, dass sich die Frage der
Empfangersicht auf die von ihr durch den Organkreis erbrachte Ausgangsleistung gegenuber den Reisenden
bezieht, nicht aber auf die hier maRRgebliche Frage, ob diese Ausgangsleistung mit Betriebsmitteln des Organkreises
oder durch den Bezug von Fremdleistungen erbracht wird. Die Abgrenzung zwischen Eigenleistung einerseits und in
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die Margenbesteuerung einzubeziehender Reisevorleistung andererseits vollzieht sich daher nicht aus Sicht der
Reisenden, sondern nach den tatsachlichen Umstanden der Leistungserbringung.

22 Schlieilich kommt die Anwendung der Billigkeitsregelung nach & 26 Abs. 3 UStG im Festsetzungsverfahren nicht in
Betracht (BFH-Urteil vom 27. Februar 2014 V R 14/13, BFHE 245, 272, BStBL Il 2014, 869, Rz 29).

23 4 Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 4 von 4


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201810102/

	Urteil vom 01. März 2018, V R 23/17
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



